
An die 
Präsidentin des Burgenländischen Landtages 
Frau Verena Dunst 
Landhaus 
7000 Eisenstadt 

Eisenstadt, am 20. Juni 2020 
 

Selbständiger Antrag 

der Landtagsabgeordneten Regina Petrik und Wolfgang Spitzmüller auf 
Fassung einer Entschließung betreffend einer freiwilligen Aufnahme von 
Asylsuchenden – insbesondere von Minderjährigen und Familien – aus 
europäischen Flüchtlingslagern auf den griechischen Inseln 
 
  

Der Landtag wolle beschließen: 
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Entschließung 

des Burgenländisches Landtages vom …. betreffend einer freiwilligen Aufnahme von 
Asylsuchenden – insbesondere von Minderjährigen und Familien – aus europäischen 
Flüchtlingslagern auf den griechischen Inseln 

Die Situation in den europäischen Flüchtlingslagern in Griechenland ist eine 
humanitäre Katastrophe. Es ist von grundlegender Bedeutung, dass die europäische 
Staatengemeinschaft diese menschenunwürdige Situation dringend ändert. 
Österreich soll und kann im Sinne der internationalen Solidarität möglichst zeitnahe 
einen Beitrag dazu leisten. Österreich bekennt sich zur Charta der Grundrechte der 
Europäischen Union und den sich daraus ergebenden Verpflichtungen. Der erste 
Artikel lautet: „Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie ist zu achten und zu 
schützen.“ 
 
Zurzeit sind 37.000 Geflüchtete auf den griechischen Inseln zum Ausharren 
gezwungen. Sie leben dort unter schlimmsten traumatisierenden Bedingungen, es 
fehlt an ausreichend hygienischen Maßnahmen und ausreichender 
Gesundheitsversorgung generell: Kinder kommen in den Zelten auf die Welt, 
Krankenhäuser behandeln die Geflüchteten nicht mehr, für Kinder und Jugendliche 
gibt es keine Möglichkeit Schulen zu besuchen. Unbegleitete jugendliche Flüchtlinge 
berichten von Schlägereien, Vergewaltigungen und Alkoholismus im Camp und es 
gibt kaum Aufsichtspersonal. Die Jugendlichen sind hoch traumatisiert und werden 
immer weiter vernachlässigt.  
 
Die Organisation „Ärzte ohne Grenzen“ berichtet von völlig überfüllten 
Flüchtlingslagern. Beispielsweise im Lager Moria auf der Insel Lesbos, das für 2.800 
Menschen konzipiert ist, sind im Moment 19.000 Flüchtlinge untergebracht. Für einen 
Teil des Lagers gibt es keinen Zugang zu Wasser, Toiletten oder Elektrizität. Sie 
leben dort angesichts der COVID-19-Pandemie in völliger Isolation, eingepfercht auf 
wenigen Quadratmetern pro Person in Zelten. Nicht auszudenken welche Folgen es 
hätte, würde sich das Virus in den Lagern ausbreiten. Durch die Corona-
Containment-Maßnahmen haben sich die Lebensbedingungen für die Geflüchteten in 
und um die Flüchtlingslager weiter stark verschlechtert: Nachdem in manchen Fällen 
die Betroffenen nur alle paar Stunden Zugang zu Trinkwasser haben, können die 
Hygienestandards während der Pandemie nicht annähernd eingehalten werden. Die 
Eigeninitiativen von Geflüchteten, über die Pandemie aufzuklären und 
Vorkehrungsmaßnahmen gegen eine COVID-Ansteckung zu treffen, sind alleine nicht 
ausreichend. Die Bewegungsfreiheit ist seit Monaten extrem eingeschränkt, die 
Selbstversorgung hat sich dramatisch verschlechtert. PsychologInnen berichten von 
sehr stark gestiegenem Stress besonders bei Frauen, unbegleiteten Kindern und 
Menschen mit besonderen Bedürfnissen. Da den humanitären HelferInnen der 
Zugang durch die Corona-Krise stark eingeschränkt wurde, leidet die humanitäre 
Unterstützung quantitativ und qualitativ. Auf den Inseln sind die medizinischen 
Kapazitäten für den Fall eines COVID-19-Ausbruchs vollkommen unzureichend. Das 
würde Flüchtende und die lokale Bevölkerung gleichermaßen betreffen. Es besteht 
dringender Handlungsbedarf. 
 



Seit vielen Wochen richten die Vereinten Nationen (UNO), verschiedenste NGOs, 
Kirchen und Religionsgemeinschaften und die Zivilgesellschaft Appelle in 
unterschiedlichsten Formen an die Regierungen der europäischen Gemeinschaft. Das 
zeigt Wirkung: Einige deutsche Landesregierungen (Berlin, Brandenburg, Bremen, 
Hessen, Sachsen, Thüringen) haben sich entschlossen, Asylsuchende aus den 
europäischen Flüchtlingslagern griechischer Inseln aufzunehmen. Sie wollen ihren 
Beitrag für die Lösung dieser humanitären Katastrophe leisten. Auf Staatenebene 
haben sich mehrere EU-Länder (darunter Luxemburg, Deutschland, Irland, Finnland, 
Kroatien, Frankreich, Portugal) ebenfalls bereit erklärt Menschen aufzunehmen. Es ist 
Zeit, dass auch Österreich einen Beitrag leistet. Eine Aufnahme von Menschen aus 
den Lagern auf den griechischen Inseln in Österreich wäre ohne weiteres möglich, da 
in zahlreichen Grundversorgungsquartieren sowohl des Bundes als auch der Länder 
freie Plätze vorhanden sind. Als Burgenländischer Landtag und Burgenländische 
Landesregierung können wir Anstoß in Österreich und kann Österreich Anstoß für 
weitere Staaten in Europa sein, um somit gemeinsam als europäische 
Staatengemeinschaft die Situation auf den griechischen Inseln zu entschärfen und 
diese humanitäre Katastrophe zu lösen. 
 
 

Der Landtag hat beschlossen: 
 
Die Landesregierung wird aufgefordert, sich bei der Bundesregierung dafür 
einzusetzen, dass sich Österreich im Rahmen der EU-Vereinbarung an der freiwilligen 
Aufnahme von Asylsuchenden – insbesondere von Minderjährigen und Familien - aus 
europäischen Flüchtlingslagern auf den griechischen Inseln beteiligt. Österreich 
leistet damit seinen Beitrag innerhalb der Europäischen Staatengemeinschaft, um 
diese menschenunwürdige Situation zu entschärfen. Das Land Burgenland ist 
seinerseits bereit, einen Teil der aufgenommenen Asylsuchenden zu versorgen.  


